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Urteile des Bundesfinanzhofes (BFH) 
 
 
Urteil vom 16. Dezember 2010 
VI R 43/10 
 
EstG § 33 
 
Leisatz: 
 
Aufwendungen für heterologe künstliche Befruchtung als außergewöhnliche 
Belastungen 
 
Aufwendungen eines Ehepaares für eine heterologe künstliche Befruchtung können 
als außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen sein (Änderung der 
Rechtsprechung im BFH-Urteil vom 18. Mai 1999 III R 46/97, BFHE 188, 566, BStBl 
II 1999,761). 
 
 
 
 
 
 
Urteil vom 18. Juni 1997 
III R 84/96 (Niedersachsen) 
 

EstG § 33, Abs. 1 und 2, GG Art. 2, Abs. 1, GG Art. 6, Abs. 1 
 

Leitsatz: 
 
1. Aufwendungen für eine künstliche Befruchtung, die einem Ehepaar zu einem gemein-
samen Kind verhelfen soll, das wegen Empfängnisunfähigkeit der Ehefrau sonst von 
Ihrem Ehemann nicht gezeugt werden könnte (homologe künstliche Befruchtung), 
können außergewöhnliche Belastungen sein. 
 
2. Vor einer steuerlichen Geltendmachung von Krankheitskosten als außergewöhnliche 
Belastung muss der Steuerpflichtige anderweitige Ersatzmöglichkeiten ausschöpfen; er 
muss sich ggf. nachprüfbare Unterlagen über die ablehnende Haltung seiner Kranken-
kasse besorgen. Gegen einen Ablehnungsbescheid der Krankenkasse Widerspruch 
einzulegen, ist ihm jedenfalls dann zumutbar, wenn dieser keine Begründung enthält. 
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Urteil vom 10. Mai 2007 
III R 47/05 
 
Aufwendungen einer unverheirateten Frau für künstliche Befruchtung als 
außergewöhnliche Belastung  
 

Unter Abkehr von seiner bisherigen Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
mit Urteil vom 10. Mai 2007 III R 47/05 die Aufwendungen einer unverheirateten Frau 
für künstliche Befruchtungen mit dem Samen ihres Lebenspartners zum Abzug als 
außergewöhnliche Belastung nach § 33 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
zugelassen. 

Die seit zwölf Jahren in einer nichtehelichen Partnerschaft lebende Klägerin hatte im 
Jahr 1999 fast 24 000 DM aufgewendet für Maßnahmen zur Sterilitätsbehandlung 
durch sog. In-vitro-Fertilisation - IVF - (Vereinigung einer Eizelle mit einer Samenzelle 
außerhalb des Körpers) und anschließenden Embryotransfer - ET - (Einführung des 
Embryos in die Gebärmutter). Die "Ständige Kommission In-vitro-Fertilisation und 
Embryotransfer" der zuständigen Ärztekammer hatte eine Sterilitätsbehandlung 
"mittels IVF/ET" befürwortet. Die gesetzliche Krankenkasse übernahm die Kosten 
nicht, da nach § 27a Abs. 1 Nr. 3 des Fünften Sozialgesetzbuches (SGB V) nur 
miteinander verheiratete Personen Anspruch auf Maßnahmen zur Herbeiführung 
einer Schwangerschaft haben. Diese Beschränkung ist, wie das Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) im Februar entschieden hat, verfassungsgemäß. Einen 
Abzug der Aufwendungen als außergewöhnliche Belastung lehnte das Finanzamt ab. 

Der BFH hatte bisher Aufwendungen einer nicht verheirateten, empfängnisunfähigen 
Frau für Sterilitätsbehandlungen durch IVF auch dann nicht als außergewöhnliche 
Belastung berücksichtigt, wenn sie in einer festen Partnerschaft lebte. Davon ist der 
BFH jetzt abgerückt. Zur Begründung verwies er darauf, dass die Empfängnis-
unfähigkeit einer Frau unabhängig von ihrem Familienstand eine Krankheit sei. Die 
Empfängnisunfähigkeit werde durch die künstliche Befruchtung zwar nicht behoben, 
sondern nur umgangen. Die steuerliche Abziehbarkeit setze aber keine Heilung 
voraus, sondern lasse es genügen, wenn Aufwendungen die Krankheit erträglicher 
machten, wie dies z.B. bei Aufwendungen für Zahnersatz, Brillen, Prothesen oder 
Rollstühle anerkannt sei. Auch die für verheiratete Frauen möglicherweise 
intensivere Zwangslage oder Interessen des Kindeswohls, dem es am besten 
entspreche, wenn die Eltern miteinander verheiratet seien, rechtfertigten es nicht, 
den steuerlichen Abzug der Aufwendungen zu versagen. Die Aufwendungen seien 
zu berücksichtigen, soweit die Maßnahmen zur Sterilitätsbehandlung in Über-
einstimmung mit den Richtlinien der ärztlichen Berufsordnungen vorgenommen 
würden. 

 
 



BRZ 
Bundesverband Reproduktionsmedizinischer Zentren Deutschlands e. V. 
Dudweilerstraße 58 66111 Saarbrücken Tel. 0681-37 35 51 Fax 0681-37 35 39 
brz@repromed.de   http://www.repromed.de 

 

 

 
 
(Urteil vom 18. Mai 1999 
III R 46/97 
damit hinfällig: 
Lässt sich eine Frau, die mit einem zeugungsunfähigen Mann verheiratet ist, mit dem 
Samen eines Dritten künstlich befruchten, so sind die Aufwendungen hierfür nicht als 
außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen (Abgrenzung zum Senatsurteil vom 
18. Juni 1997 III R 84/96, BFHE 183, 476, BStBl II 1997, 805). 
 
 
aber: 
 
Urteil vom 3. März 2005 
III R 68/03 
 
Kosten einer künstlichen Befruchtung (In-vitro-Fertilisation) nach freiwilliger 
Sterilisation nicht als außergewöhnliche Belastung abziehbar 
 

Nach Auffassung des BFH im Urteil vom 3. März 2005 III R 68/03 sind die Kosten für 
die In-vitro-Fertilisation einer empfängnisunfähigen Frau mit dem Samen ihres 
Ehemannes dagegen dann nicht als außergewöhnliche Belastung anzuerkennen, 
wenn die Empfängnisunfähigkeit auf einer früheren freiwilligen Sterilisation zum 
Zweck der Empfängnisverhütung beruht. Die künstliche Befruchtung ist in diesem 
Fall keine krankheitsbedingte Heilbehandlung, sondern eine Maßnahme, mit der die 
früher getroffene Entscheidung für die Sterilisation rückgängig gemacht werden soll. 
Sowohl die Entscheidung für die Sterilisation als auch die Entscheidung für die 
künstliche Befruchtung gehören zur frei gestaltbaren Lebensführung. Kosten, die 
einem Steuerpflichtigen als Folge solcher Entscheidungen entstehen, fallen nicht in 
den Bereich des § 33 EStG. Sie sind vom Steuerpflichtigen selbst zu tragen und 
dürfen die Einkommensteuer nicht mindern. 

 

 

Urteil Finanzgericht Münster vom 23.7.2015 
6 K 93/13 E 

Kosten einer künstlichen Befruchtung (In-vitro-Fertilisation) bei 
gleichgeschlechtlichem Paar sind keine außergewöhnliche Belastung 

 


